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T a g e s o r d n u n g

1 Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Novellierung des
Finanzanlagenvermittler- und
Vermögensanlagenrechts

BT-Drucksache 17/6051

hierzu: (wurde verteilt)
Ausschussdrucksache 17(7)201l

Federführend:
Finanzausschuss

Mitberatend:
Rechtsausschuss
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
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2 Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der
Beitreibungsrichtlinie sowie zur Änderung
steuerlicher Vorschriften
(Beitreibungsrichtlinie-Umsetzungsgesetz -
BeitrRLUmsG)

BT-Drucksache 17/6263

Federführend:
Finanzausschuss

Mitberatend:
Rechtsausschuss
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für Arbeit und Soziales
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Haushaltsausschuss (mb und § 96 GO)

3 Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der
Richtlinie 2010/78/EU vom 24. November 2010
im Hinblick auf die Errichtung des Europäischen
Finanzaufsichtssystems

BT-Drucksache 17/6255

Federführend:
Finanzausschuss

Mitberatend:
Innenausschuss
Rechtsausschuss
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union
Haushaltsausschuss

4a Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zu dem Protokoll vom
29. Dezember 2010 zur Änderung des
Abkommens vom 24. August 2000 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Österreich zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern
vom Einkommen und vom Vermögen

BT-Drucksache 17/6614

Federführend:
Finanzausschuss
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4b Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom
6. April 2010 zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Republik Albanien zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung und der
Steuerverkürzung auf dem Gebiet der Steuern
vom Einkommen und vom Vermögen

BT-Drucksache 17/6613

Federführend:
Finanzausschuss

5 Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Optimierung der
Geldwäscheprävention

BT-Drucksache 17/6804

(vorbehaltlich der Überweisung)

Beratung und Beschlussfassung über die
Durchführung einer öffentlichen Anhörung.

Federführend:
Finanzausschuss

Mitberatend:
Innenausschuss
Rechtsausschuss

6a Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und FDP

Effektive Regulierung der Finanzmärkte nach
der Finanzkrise

BT-Drucksache 17/6313

Federführend:
Finanzausschuss

Mitberatend:
Rechtsausschuss
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

Voten angefordert für den: 28.09.2011

6b Antrag der Abgeordneten Dr. Gerhard Schick,
Dr. Hermann Ott, Kerstin Andreae, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN

Finanzmärkte ökologisch, ethisch und sozial neu
ausrichten

BT-Drucksache 17/795

Federführend:
Finanzausschuss

Mitberatend:
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

Voten angefordert für den: 28.09.2011
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7 Empfehlung für einen Beschluss zur
Ermächtigung der Kommission, im Namen der
Europäischen Union über eine Änderung der
Regelungen der im Jahr 2004 unterzeichneten
Abkommen mit der Schweizerischen
Eidgenossenschaft, dem Fürstentum
Liechtenstein, dem Fürstentum Monaco, dem
Fürstentum Andorra und der Republik San
Marino zu verhandeln, die denen der Richtlinie
2003/48/EG im Bereich der Besteuerung von
Zinserträgen gleichwertig sind

SEK(2011)778 endg.; Ratsdok.-Nr: 11813/11

Ressortbericht BMF 12.07.2011

Federführend:
Finanzausschuss

8 Empfehlung der Kommission vom 18.7.2011
Zugang zu einem Konto mit grundlegenden
Zahlungsfunktionen ("Basiskonto")

K(2011)4977 endg.; Ratsdok.-Nr: 13235/11

Ressortbericht BMF 03.08.2011

Federführend:
Finanzausschuss

Mitberatend:
Rechtsausschuss
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz

9 Mitteilung der Kommission an das Europäischen
Parlament, den Europäischen Rat, den Rat, den
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss
und den Ausschuss der Regionen
Abschluss des ersten Europäischen Semesters für
die Koordinierung der Wirtschaftspolitik:
Orientierungen für die Politik der
Mitgliedstaaten 2011-2012

Der Mitteilung sind die länderspezifischen
Empfehlungen für die jeweiligen Mitgliedstaaten
beigefügt, insbesondere für Deutschland
(Ratsdok. 11174/11), die Mitgliedstaaten der
Eurozone (Ratsdok. 11515/11), Griechenland
(Ratsdok. 11175/11), Portugal (Ratsdok.
11187/11) und Irland (Ratsdok. 11178/11)

KOM(2011)400 endg.; Ratsdok.-Nr: 11491/11

Ressortbericht BMF 07.07.2011
EU-Folgedokumente

Federführend:
Haushaltsausschuss

Mitberatend:
Rechtsausschuss
Finanzausschuss
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für Arbeit und Soziales
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

Frist für die Abgabe der Voten: 28.09.2011
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10 Vorschlag für eine Verordnung des
Europäischen Parlaments und des Rates zur
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006
des Rates zu Vorkehrungen für die finanzielle
Abwicklung in Bezug auf bestimmte,
hinsichtlich ihrer Finanzstabilität von
Schwierigkeiten betroffene bzw. von
gravierenden Schwierigkeiten ernstlich bedrohte
Mitgliedstaaten

Ende der Frist zur Abgabe einer begründeten
Stellungnahme gem. Protokoll Nr. 2 des Vertrags
von Lissabon (Anwendung der Grundsätze der
Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit): 26.
Oktober 2011

KOM(2011)482 endg.; Ratsdok.-Nr: 13400/11

Ressortbericht BMWi 30.08.2011

Federführend:
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie

Mitberatend:
Finanzausschuss
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union
Haushaltsausschuss

Frist für die Abgabe der Voten: 28.09.2011

11 Vorschlag für eine Verordnung des
Europäischen Parlaments und des Rates zur
Änderung der Verordnung des Rates (EG) Nr.
1083/2006 im Hinblick auf rückzahlbare Beihilfe
und Finanzierungstechniken

Ende der Frist zur Abgabe einer begründeten
Stellungnahme gem. Protokoll Nr. 2 des Vertrags
von Lissabon (Anwendung der Grundsätze der
Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit): 26.
Oktober 2011

KOM(2011)483 endg.; Ratsdok.-Nr: 13403/11

Ressortbericht BMWi 19.08.2011
Ressortbericht BMWi 19.08.2011

Federführend:
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie

Mitberatend:
Finanzausschuss
Ausschuss für Arbeit und Soziales
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

Frist für die Abgabe der Voten: 28.09.2011

Dr. Birgit Reinemund, MdB
Vorsitzende


